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Vorwort 

Die Förderung der Beteiligung von Arbeitnehmern am Gewinn und an Unternehmensergebnissen 
(promotion of employee participation in profits and enterprise results = PEPPER) steht seit mehr 
als drei Jahrzehnten auf der Tagesordnung der Europäischen Kommission. Der PEPPER-V-Bericht 
befasst sich mit den Auswirkungen der Finanzkrise und der COVID-19-Pandemie auf die finanzi-
elle Beteiligung der Arbeitnehmer und gibt Empfehlungen, die auch im heutigen sozioökonomi-
schen Kontext zum Nachdenken anregen können.  

Soziale Teilhaberechte, wie sie in der Europäischen Säule sozialer Rechte verankert sind, bieten 
den Schlüssel zum Erfolg für den Erhalt und Ausbau des Sozialstaates. Eine Möglichkeit, die voll-
ständige gesellschaftliche Teilhabe aller europäischer Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten, 
ist die finanzielle Beteiligung von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen am Arbeit gebenden 
Unternehmen. Besonders wichtig ist in diesem Zusammenhang die aktive Förderung von Lang-
zeitbeschäftigung und die Einbindung in Entscheidungsprozesse. Daher müssen soziale Rechte 
einen festen Platz auf der europäischen Landkarte haben, wie zuletzt in der Erklärung von Porto 
zum sozialen Engagement von 2021, einem Konzept zur Umsetzung des Aktionsplans zur Säule 
sozialer Rechte, bekräftigt wurde. Damit sich Porto jedoch tatsächlich als "game-changer" erwei-
sen kann, müssen wir weiterhin konkrete Maßnahmen ergreifen, um in allen Mitgliedstaaten qua-
litativ hochwertige Arbeitsplätze zu schaffen, die eine angemessene Entlohnung und eine ausge-
wogene Work-Life-Balance bieten. 

Die Sozialwirtschaft sollte nicht als Ersatz, sondern vielmehr als Ergänzung und Stärkung des 
öffentlichen Dienstes betrachtet werden. Zwischen privaten, gewinnorientierten Unternehmen 
und den Akteuren der Sozialwirtschaft besteht ein erhebliches Potenzial für Zusammenarbeit. 
Insbesondere in Krisenzeiten hat sich dieser Sektor als widerstandsfähig und flexibel erwiesen, 
wenn es darum geht, auf die Bedürfnisse von Bürgerinnen und Bürgern sowie Gemeinschaften 
einzugehen. Unternehmen der Sozialwirtschaft benötigen gezielte Unterstützung, während ihre 
Beschäftigten Schutz, angemessene Arbeitsbedingungen sowie Möglichkeiten zur Weiterbildung 
und Aufstiegen erhalten sollten. Dieser Bericht argumentiert, dass die finanzielle Beteiligung von 
Arbeitnehmern auf die Sozialwirtschaft ausgeweitet werden sollte. 

Ebenso wie herkömmliche Unternehmen benötigen Sozialunternehmen, Genossenschaften, ge-
meinnützige Vereine und dergleichen Mechanismen, um ihre Mitarbeiter zu motivieren und zu 
entlohnen, um Talente zu halten und ihre Mission an die nächste Generation weiterzugeben. Es 
wird allzu oft vergessen, dass sie besonders gut positioniert sind, den aktuellen Herausforderun-
gen des Klimawandels und der Energiewende zu begegnen, da sie Mensch und Umwelt in den 
Mittelpunkt ihrer Mission stellen und den Großteil ihrer Gewinne in die Organisation oder ein kon-
kretes soziales Anliegen reinvestieren. 

Die Schlussfolgerungen dieses PEPPER-V-Berichts liefern 
interessante Überlegungen zu dieser wichtigen Debatte 
über finanzielle Beteiligung von Mitarbeitern. 

     Nicolas Schmit 

Europäischer Kommissar  
für Beschäftigung und soziale Rechte 
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Hintergrund und Ziel des Berichts 

Das Interesse der Europäischen Kommission an Mitarbeiterbeteiligung (MAB) ist seit der 
Veröffentlichung des ersten PEPPER-Berichts im Jahr 1991 und den Empfehlungen des 
Europäischen Rates hinsichtlich MAB vom 27. Juli 1992 kontinuierlich gewachsen. Seit-
dem hat sich die Europäische Union von 12 auf 27 Mitgliedsstaaten erweitert. Gleichzei-
tig sind die Herausforderungen, mit denen sie konfrontiert ist, komplexer und drängen-
der als je zuvor. Finanz- und andere Krisen haben Wohlstand und Einigkeit des Konti-
nents bedroht, und insbesondere die Finanzkrise von 2008/09 und die COVID 19-
Pandemie von 2020/21 haben tiefe Spuren hinterlassen und das „soziale Eu-
ropa" auf die Probe gestellt. Obwohl der langfristige Trend positiv ist, hatten beide 
Krisen, wie die ökonometrische Analyse in Teil 1, Kapitel II zeigt, – wenn auch nur 
begrenzt – negative Auswirkungen auf MAB. Sie haben die Diskussion um Verteilungs-
gerechtigkeit neu entfacht und das Thema sowohl auf nationaler wie auf europäischer 
Ebene auf die Agenda der politischen Entscheidungsträger gesetzt.   

Stellungnahmen des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses, Berichte und 
Studien des Europäischen Parlaments und die Resolutionen aus den Jahren 2014 
und 2018 unterstrichen die wachsende Bedeutung von MAB, insbesondere in kleinen 
und mittelständischen Unternehmen (KMU). Vor diesem Hintergrund hat die Europäi-
sche Kommission die Förderung von Mitarbeiterkapitalbeteiligung (MKB) in ihren "Ak-
tionsplan: Europäisches Gesellschaftsrecht und Corporate Governance" aufge-
nommen und 2013/14 das GD MARKT Pilotprojekt angeschoben. Basierend auf den 
neusten Daten zur Verbreitung und Auswirkungen verschiedener Beteiligungsmodelle in 
EU-Unternehmen sowie den rechtlichen und regulatorischen Veränderungen in den Mit-
gliedsstaaten zielt dieser Bericht darauf ab, die größten Hindernisse für MAB-Programme 
zu identifizieren und detaillierte Politikempfehlungen zur Förderung und Unter-
stützung der MKB auf EU-Ebene zu entwickeln. 

Formen der MAB, Vorteile und ihre zunehmende Verbreitung in der EU 
Finanzielle Beteiligung von Mitarbeitern kann verschiedene Formen haben: 

• Mitarbeiterkapitalbeteiligung (MKB, z.B. Mitarbeiteraktien oder Aktienoptionen); 

• Employee Stock Ownership Plans (ESOPs, d.h. kollektive Mitarbeiterbeteiligung, 
bei der Aktien oder Anteile über eine Zwischengesellschaft erworben und durch zu-
sätzlich zum Gehalt gewährte Gewinnbeteiligung finanziert werden); 

• Gewinnbeteiligung (bar oder in Aktien/Anteilen, sofort oder aufgeschoben). 
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Dreißig Jahre Forschung bestätigen, dass Unternehmen, die sich teilweise oder vollständig 
im Eigentum ihrer Mitarbeiter befinden, profitabler sind, mehr Arbeitsplätze schaffen und 
höhere Steuern zahlen als ihre Wettbewerber ohne MKB. Auf makroökonomischer 
Ebene führt MAB zu gesteigerter Produktivität, was wiederum Wettbewerbsfähigkeit und 
Wachstum und eine strategische Stabilisierung der Eigentumsstruktur fördert. Auf Un-
ternehmensebene kann sie MAB zur Lösung verschiedener Probleme, wie etwa Reduk-
tion von Fehlzeiten und Mitarbeiterfluktuation, Stärkung der Mitarbeiterbindung, oder Un-
ternehmensnachfolge und -finanzierung, gerade in KMU und Mikrounternehmen.  

Auf regionaler Ebene regt MAB Unternehmen dazu an lokal verwurzelt zu bleiben 
wodurch Kaufkraft der Mitarbeiterhaushalte gesteigert wird, während sie der Auslage-
rung von Produktion und feindliche Übernahmen entgegenwirkt. Natürlich müssen auch 
potenziell negative Aspekte von MKB berücksichtigt werden, z.B. Risiken für beteiligte 
Mitarbeiter.  

Kapitel III analysiert die jüngsten Ergebnisse verschiedener großer, länderübergrei-
fender Umfragen (2015 European Working Conditions Survey, 2021 CRANET (Cran-
field Network on International Human Resource Management), 2019 European Com-
pany Survey (ECS)). Es zeigt sich, dass trotz wirtschaftlicher Krisen und der COVID-19 
Pandemie sowohl MAB-Angebot von Unternehmensseite als auch Beteiligung 
der Arbeitnehmer in den letzten 15 Jahre in europaweit zugenommen haben.   

• ECS – Angebot in Unternehmen mit weniger als 10 Mitarbeitern: Von 2009 bis 
2013 stieg der Anteil der Unternehmen mit MKB von 4,7% auf 5,2% (10% Zu-
wachs); zwischen 2009 und 2019 stieg der Anteil der Unternehmen mit Ge-
winnbeteiligung 14.3% auf 42% (nahezu verdreifacht). Da die Häufigkeit von 
MKB stark von der Unternehmensgröße abhängt liegen die ECS-Zahlen, die auch 
kleine Unternehmen einschließen, deutlich unter den CRANET-Zahlen, die lediglich 
große Unternehmen erfassen. 

• CRANET – Angebote in Großunternehmen mit mehr als 200 Mitarbeitern: Zwi-
schen 2005 und 2021 stieg der Anteil der Unternehmen, die breit angelegte 
MKB anbieten, von 19% auf 27% – ein klarer Anstieg auf fast 30% innerhalb 
von 15 Jahren. Im Gegensatz dazu schrumpfte der Anteil der Unternehmen, die 
breit angelegte Gewinnbeteiligung anbieten, von 35% auf 31%. Dieser Ab-
fall 2021 ereignet sich unmittelbar nach der COVID-19-Pandemie, die wohl Unter-
nehmensgewinne und damit das Angebot von Gewinnbeteiligung in großen Unter-
nehmen beeinflusst hat. 

• EWCS – Inanspruchnahme der Beteiligungsmodelle durch Arbeitnehmer: Zwi-
schen 2000 und 2015 stieg sowohl der Anteil der Mitarbeiter, die an MKB-
Programmen teilnehmen, von 1.4% auf 3.5%, als auch der der Teilnahme an 
Gewinnbeteiligung, von 6.4% auf 15%. Die Zahlen für die Inanspruchnahme 
liegen deutlich unter denen zum Angebot, da einerseits eben nicht alle Mitarbeiter 
an den angebotenen Programmen teilnehmen, andererseits der EWCS-Datensatz 
jedoch auch andere Beschäftigungsformen einschließt.  

Zusammenfassend hat die MAB in den letzten 20 Jahren insgesamt zugenommen. Den-
noch ist die Verbreitung von MKB in allen EU-Staaten auf relativ niedrigem Niveau ge-
blieben, während Gewinnbeteiligung in über 40% der EU-Unternehmen praktiziert wird. 
Trotz dieses Unterschieds kann die Anzahl an Unternehmen, von denen – entspre-
chende Anreizen vorausgesetzt – erwartet werden kann MKB einzuführen EU-
weit auf über 300.000 geschätzt werden, davon 190.000 KMU. Dieses Potenzial 
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ist für politische Entscheidungsträger eine Gelegenheit, Maßnahmen zu ergreifen, von 
denen eine große Anzahl an Unternehmen profitieren. Wie unsere ökonometrische 
Analyse zeigt, kann die gezielte Unterstützung von MKB besonders in KMU signifi-
kanten Einfluss auf die Beschäftigung und Nachhaltigkeit haben. 

Herausforderungen für die Förderung von MKB  

Die ECS-Daten lassen den Schluss zu, dass Unternehmen mit MKB- oder Gewinnbetei-
ligungsmodellen häufiger Zuwächse in Produktivität und Beschäftigung erfahren. Trotz 
der anerkannten positiven Effekte und der verbreiteten Verwendung von MAB-Program-
men in der EU profitiert davon jedoch nur in wenigen Mitgliedsstaaten auch ein signifi-
kanter Teil der Erwerbsbevölkerung. Im Jahr 2019 boten rund 58 % der Unternehmen 
in der EU ihren Arbeitnehmern trotz des oben genannten Potenzials keine Form 
der finanziellen Beteiligung an. Würden sich diese Unternehmen entscheiden, MKB- 
oder Gewinnbeteiligung anzubieten, könnten sowohl die Produktivität als auch die Be-
schäftigung erheblich verbessert werden, was wiederum die Wettbewerbsfähigkeit die-
ser Unternehmen steigern würde. 

Gleichzeitig zeigen die Daten in Kapitel IV, dass sowohl der Kapitalbesitz (Vermögen) 
als auch die Kapitaleinkommen in der EU und den USA an der Spitze stark kon-
zentriert sind, wobei die Konzentration von Vermögen in Europa geringer ausfällt. Die 
US-Daten zum Kapitaleinkommen zeigen Folgendes: 

• Das Kapitaleinkommen der arbeitenden Mittelschicht ist zwischen 1979 
und 2018 weitgehend eingebrochen. 59,3% des gesamten Kapitaleinkom-
mens entfielen im Jahr 2018 auf die reichsten 1% der Haushalte, verglichen mit 
39,6% im Jahr 1979; 89,7% des gesamten Kapitaleinkommens entfielen im Jahr 
2018 auf die reichsten 20% der Haushalte, verglichen mit 76,2% im Jahr 1979.  

• Abgesehen von den reichsten 1% ist der Gesamtanteil des Kapitalein-
kommens von Haushalten aller Perzentile in diesem Zeitraum stark zu-
rückgegangen. Das Unternehmenseinkommen in USD stieg für das reichste 1% 
der Haushalte um 600%, sein Anteil am Gesamteinkommen für diese Gruppe ver-
doppelte sich von 11% auf 22%. 

Politischen Entscheidungsträger sollten sich bewusst sein, dass MAB eine wichtige 
Rolle bei der Verringerung der Einkommens- und Vermögensungleichheiten für 
die arbeitende Mittelschicht spielen kann, wenn die Konzentration von Kapitalbesitz 
und Kapitaleinkommen hoch und das Reallohnwachstum niedrig ist.  

Wie in Kapitel V dargelegt, lag der Fokus gesetzgeberischer Aktivitäten in den letzten 
Jahren dessen ungeachtet auf Start-ups, mit 12 EU-Mitgliedsstaaten, die steuerliche 
Anreize für MKB für diese Art von KMU eingeführt haben. Die Förderung von MKB 
sollte jedoch auf den gesamten Mittelstand - Motor der europäischen Wirt-
schaft - einschließlich Unternehmen der Sozialökonomie ausgeweitet werden. 
Gerade letztere haben während der COVID-19-Pandemie ihre entscheidende Funktion 
für die Widerstandsfähigkeit unserer Gesellschaften unter Beweis gestellt. Seit die Eu-
ropäische Kommission 2011 die Social Business Initiative und 2016 die Start-up and 
Scale-up Initiative ins Leben gerufen hat, wurden viele Maßnahmen zur Unterstützung 
von Sozialunternehmen eingeführt, um ihr Potenzial, gesellschaftliche Herausforderun-
gen zu bewältigen und zu nachhaltigem Wirtschaftswachstum beizutragen zu nutzen. 
Insbesondere der Social Economy Action Plan der Europäischen Kommission von 2021 
hat hier wichtige Impulse gesetzt. Das Potenzial von Mitarbeiterbeteiligungen zur 
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Sicherung der Unternehmensnachfolge im Mittelstand wurde auch im Bericht der Eu-
ropäischen Kommission „Transition Pathway for Proximity and Social Eco-
nomy“ von 2022 mit der Forderung nach mehr ESOPs hervorgehoben. 

Vergleichende Analyse der 27 Mitgliedsstaaten, des Vereinigten Kö-
nigreichs und der USA  

In Europa sind MKB-Programme im Vergleich zu den USA weit weniger verbreitet. Um das 
noch weitgehend ungenutzte Potenzial zu erschließen, sollte die weitere Entwicklung 
finanzieller Beteiligungsmodelle, insbesondere der MKB, Teil einer umfassenden europäi-
schen Strategie zur Förderung eines nachhaltigen und integrativen Wirtschaftswachstums 
sein. In Ländern mit MAB-freundlichem politischen Klima hat dies in der Regel zu unter-
stützender Gesetzgebung für MAB-Programme geführt, wodurch deren Verbreitung ge-
fördert wurde. Steuerliche Anreize spielen eine wichtige Rolle bei der Verbesserung und 
Ausweitung der finanziellen Beteiligung; richtig konzipiert können sie effektiv dazu bei-
tragen, die Verbreitung von MAB zu fördern. Kapitel VII bewertet die EU-27 und das 
Vereinigte Königreich anhand von drei Indikatoren: (i) rechtlicher Rahmen, (ii) 
steuerliche Anreize und (iii) politische Unterstützung / Dialog der Sozialpartner, 
um eine Gesamtranking eines jeden Landes jeweils für MKB und Gewinnbeteiligung zu 
erhalten, und vergleicht diese Bewertung mit den Ergebnissen des Pilotprojekts. In zwölf 
Ländern – etwa 44 % der Mitgliedsstaaten – kam es zwischen 2014 und 2024 
zu einer positiven Veränderung ihres Rankings.  

Insbesondere für grenzüberschreitende MAB-Programme bestehen jedoch wei-
terhin Hindernisse, die vor allem in (a) Unterschieden in der Regelungsdichte, Anwen-
dung und rechtlichen Anforderungen der nationalen Rechtsrahmen oder (b) Unterschie-
den in der steuerlichen Behandlung bestehender Programme wurzeln. Obwohl die Art und 
das Ausmaß der Hindernisse unterschiedlich sind, haben sie den gleichen Effekt auf die 
Verbreitung grenzübergreifender MKB-Programme: Unternehmen müssen umfangreiche 
Informationen sammeln, was kostenintensiv ist und Fachwissen erfordert. Viele Unter-
nehmen und gerade KMU können diese Hindernisse oft nicht überwinden.  

Der Vergleich der Verbreitung von MAB-Programmen mit dem Rang der einzelnen Län-
der im Ranking vermittelt unterschiedliche Botschaften für MKB und Gewinnbeteiligung:  
• Hinsichtlich der MKB ist eine Korrelation feststellbar, die zeigt, dass in Staaten mit 

einem hohen Wert im Länderranking meistens auch ein hohes bzw. höheres Ange-
bot besteht. Das weist darauf hin, dass MKB von einem günstigen regulatori-
schen und politischen Umfeld effektiv gefördert wird, aber auch, dass sie 
in Ermangelung eines solchen Umfeldes aller Wahrscheinlichkeit nach un-
terentwickelt bleibt. 

• Hinsichtlich der Gewinnbeteiligung besteht diese Korrelation hingegen nicht. Staa-
ten mit einem hohen Angebot an Gewinnbeteiligung rangieren nicht notwendiger-
weise auch hoch im Ranking (viele von ihnen sind im unteren Teil des Beertung 
angesiedelt). Dieses Ergebnis ist mit der Erfahrung vieler Mitgliedsstaaten konsis-
tent, dass Gewinnbeteiligung weniger von einem förderlichen Umfeld ab-
hängt als MKB und häufig auch ohne ein solches umgesetzt wird. 

• Zusammenfassend ist festzustellen, dass MKB – gerade in KMU, wo die Verbrei-
tung stark von der Unternehmensgröße abhängt – nur dann nachhaltig sein 
dürfte, wenn Fördermaßnahmen über einen ausreichend langen Zeitraum, 
in einem beständigen Umfeld und ohne wesentliche Änderung bestehen. 
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Der Weg zur europäischen Harmonisierung zehn Jahre nach dem GD 
MARKT Pilot-Projekt 

Jedes Jahr scheitert ein Drittel aller Unternehmensnachfolgen in der EU, was zum Ver-
lust von 150.000 Unternehmen und 600.000 Arbeitsplätzen führt. Obwohl drei-
ßig Jahre Forschung die positiven Effekte von MKB für europäische Unternehmen und 
ihre wichtige Rolle in der Unternehmensnachfolge bestätigen, sind bewährte Praktiken 
wie der US ESOP in der EU relativ selten zu finden. Trotzdem haben Mitgliedsstaaten 
eine Vielzahl von MKB-Programmen entwickelt in denen Zwischengesellschaften Mitar-
beiteraktien/-Anteile am Arbeit gebenden Unternehmen erwerben und verwalten. Das 
Haupthindernis für KMU-Eigentümer bleibt jedoch der Mangel an klaren und transpa-
renten Möglichkeiten sowie entsprechenden Anreizen, ihr Unternehmen an ihre Mitar-
beiter zu verkaufen. Vor diesem Hintergrund schlägt Kapitel VIII einen europäi-
schen Ansatz vor, den European Employee Stock Ownership Plan (European 
ESOP). Dieser Vorschlag ist eine Antwort auf die Empfehlung des Rates vom 7. Dezem-
ber 1994 zur „Übertragung von kleinen und mittelständischen Unternehmen“, die Mit-
teilungen des der Kommission und den Bericht des Europäischen Parlaments von 2003. 
Das DG MARKT Pilotprojekt 2013/14 und der Initiativbericht des Europäischen 
Parlaments von 2018 fordern klar einen europäischen Mechanismus, der den 
Verkauf von Unternehmen an die Mitarbeiter erleichtert. 

Ein „Gemeinsames Europäisches ESOP-Regime“ wäre ein erster Schritt in Richtung 
eines „Gemeinsamen Europäischen MAB-Regimes“, das bestehende nationale Gesetze 
ergänzen würde, um mehr rechtliche Harmonisierung zu erreichen. 

• Wie der Name nahelegt, handelt es sich dabei um ergänzendes Vertragsrecht 
parallel zur nationalen Gesetzgebung für MKB. Ziel ist, Barrieren zur Ver-
wirklichung des gemeinsamen Binnenmarktes zu beseitigen, die hauptsächlich - 
wenn auch nicht ausschließlich - in unterschiedlicher Regulierungsdichte wurzeln. 
Bestehenden Hürden resultieren nämlich vor allem aus der zeitlich und inhaltlich 
vielfältigen Entwicklung nationaler Gesetze für MAB in den Mitgliedsstaaten. 

• Das „Gemeinsame Europäische ESOP-Regime“ würde Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern die Möglichkeit bieten, zwischen zwei alternativen MKB-Regi-
men zu wählen: einem auf Grundlage nationaler Gesetzgebung und einem 
auf Grundlage europäischer Gesetzgebung. Die Wahl zwischen diesen beiden 
Alternativen wäre völlig freiwillig, wie im Fall des Status der Europäischen Gesell-
schaft.  

• Das europäische ESOP-Modell folgt dem US ESOP und bewährten Praktiken 
aus der EU. Es umfasst sechs europäische Rechtsvehikel, den Employee Ow-
nership Trust (EOT), der französischen Employee Ownership Mutual Fund (FCPE), 
die österreichische Zivilrechtsstiftung, die spanische Sociedad Laboral, die Genos-
senschaft und die Gesellschaft mit beschränkter Haftung.  

Das „Gemeinsame Europäische ESOP-Regime“ würde die nationale Gesetzgebung weder 
ersetzen noch Vorrang haben. Stattdessen würde es als grenzübergreifende Alternative 
zu nationalen Gesetzen dienen, die von den beteiligten Parteien nach eigenem Ermessen 
genutzt werden kann. Inhaltlich würde es bewährte Praktiken enthalten, die von den in 
Kapitel VIII diskutierten ESOP-Strukturen abgeleitet sind, und den gesamten Lebens-
zyklus eines KMU (Gründung, Konsolidierung, Nachfolge) abbilden.  
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Zusammenfassung und Politikempfehlungen 

Seit dem ersten PEPPER-Bericht von 1991 bis zum aktuellen PEPPER-V-Bericht ist nicht 
nur die Anzahl der EU-Mitgliedsstaaten von zwölf auf 27 Staaten gestiegen, auch die 
Komplexität und Dringlichkeit der Herausforderungen, mit der die EU konfrontiert ist, 
hat zugenommen. Sowohl die Finanzkrise 2008/09 als auch die COVID19-Pandemie 
2020/21 haben ihre Spuren am „Sozialen Europa“ hinterlassen. Obwohl die allge-
meine Dynamik von MAB in den EU-27 positiv ist, nimmt ihr Anteil am Haus-
haltseinkommen aufgrund zunehmender Konzentration von Kapitaleigentü-
merschaft und -einkommen ab. Neben Fragen der Verteilungsgerechtigkeit ergibt 
sich Handlungsbedarf auch aus Herausforderungen wie der Unternehmensnachfolge in 
KMU – seit Dekaden auf der EU-Agenda – sowie neuen wie der Ausweitung von MKB in 
Sozialunternehmen. In diesem Kontext sollten die folgenden Politik-Empfehlungen ge-
lesen werden.  

Aus dem Ländervergleich und der Analyse der vier Cluster sowie vor dem Hintergrund 
der Bedeutung des Rechtsrahmens und steuerlicher Anreize können zwei Prinzipien ab-
geleitet werden: a) die Etablierung von MAB-Programmen durch Gesetzgebung 
ist prioritär, da Länder mit einem stabilem und transparentem Rechtsrahmen für MAB 
auch eine größere Verbreitung von MAB-Praktiken aufweisen; b) steuerliche Anreize 
können, wenn sie sinnvol konzipiert sind, die Verbreitung von MAB effektiv 
fördern, wie es sowohl in Ländern mit einer langen Tradition steuerlicher Anreize für 
MKB (z.B. UK, Frankreich) als auch in Staaten mit vergleichsweise neuen Entwicklungen 
(z.B. Österreich) beobachtet werden kann. In Bezug auf steuerliche Anreize lassen 
sich folgende bewährten Praktiken ableiten:  

(i) Steueranreize sollten (und das tun sie in den meisten Staaten) auf die Steuern 
abzielen, die unter nationaler Gesetzgebung die größte Steuerlast generieren. 

(ii) Steueranreize sollten Arbeitgebern und Arbeitnehmern gewährt werden. 

(iii) Sogar substantielle Steueranreize können sich als ineffizient herausstellen, wenn 
die Voraussetzungen ihrer Anwendung zu restriktiv, komplex oder unflexibel sind. 

(iv) Manche Formen von Steueranreizen sind für bestimmte Arten von MAB geeigneter, 
z.B. aufgeschobene Besteuerung für MKB, Kapitalertragssteuer anstelle der per-
sönlichen Einkommenssteuer für Dividenden und Verkauf von Aktien oder Steuer-
freiheit für Arbeitgeberbeiträge zu ESOPs. 

Trotz der Schwierigkeiten bei der Umsetzung auf europäischer Ebene bleiben Steueran-
reize ein mächtiges Instrument für die Ausweitung and Verbreitung finanzieller Beteili-
gung und bedürfen daher europäischer Harmonisierung. 

Besonders im Hinblick auf MKB ist wichtig zu beachten, dass Größe und Unter-
nehmenstyp einen erheblichen Unterschied machen. Trotz mehr als drei Jahr-
zehnten politischer Initiativen auf europäischer Ebene und in den Mitgliedsstaaten blei-
ben KMU als größte Unternehmensgruppe in der EU nach wie vor bei der Umsetzung 
von MKB benachteiligt. Während bisher nur wenig Aktivität bei der Unterstützung von 
MAB in der Sozialökonomie festzustellen ist, haben nicht weniger als zwölf Mitglieds-
staaten Steueranreize für MKB eingeführt, die sich auf Start-ups konzentrieren. Um un-
sere Volkswirtschaften wettbewerbsfähiger und zugleich widerstandsfähiger zu machen, 
sollten diese Anreize auch auf andere Arten von KMU ausgeweitet werden. In Bezug auf 
GmbHs die eine sehr geringe MKB-Quote aufweisen, gibt es trotz struktureller Unter-
schiede wichtige Überschneidungen, die Synergien und neue Impulse bieten. 
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In Anbetracht des dringenden Handlungsbedarfs im Bereich der KMU sowie des 
erheblichen Potenzials für die Implementierung von MKB in diesem Unterneh-
menssegment, sind die folgenden Empfehlungen besonders hervorzuheben: 

• Entschärfung des Bewertungsproblems bei nicht börsennotierten KMU durch 
Konvertierung von Fremd- in Eigenkapital); die MKB kann zunächst in Form eines 
Mitarbeiterdarlehens an das Unternehmen Fremdkapital darstellen das anschließen 
in Unternehmensanteile umgewandelt wird.  

• Erleichterung von Anteilsübertragungen in nicht börsennotierten GmbHs durch Ab-
schaffung des Erfordernisses der notariellen Beurkundung (Italien, Frankreich) 
oder Beschränkung der Beurkundung auf Identität von Verkäufer und Käufer. 

• MKB in KMU über Zwischengesellschaften, z.B. Trusts, Stiftungen, GmbHs oder 
andere Zweckgesellschaften zum Halten und Verwalten von Mitarbeiteraktien (AT, 
IE, UK, HU, FR, SI, USA). 

Ausblick: Ausweitung der finanziellen Beteiligung auf Verbraucher 

Der PEPPER V-Bericht untersucht auch die zukünftige Entwicklung von MKB und ihre 
potenzielle Ausweitung. Mit der Verabschiedung des „Saubere Energien für alle Eu-
ropäer Paketes“ im Winter 2018/19 wurde das rechtliche Fundament für Ver-
braucherkapitalbeteiligung im Bereich der erneuerbaren Energien gelegt, sei 
es individuell oder kollektiv als Teil von Energiegemeinschaften. Verbraucherka-
pitalbeteiligung wird als entscheidend für den langfristigen Erfolg der Energiewende an-
gesehen, da sie Motivation zu energieeffizientem Verhalten, soziale Akzeptanz von Ener-
gieinfrastrukturprojekten sowie Energiegerechtigkeit fördert. Tatsächlich gibt es eine 
dynamisch wachsende Population von Energiegemeinschaften (um die 9.000 zu Beginn 
2023 nach Schätzungen der Europäischen Kommission), die das Miteigentum an erneu-
erbaren Energie Anlagen fördern. Parallel zur Zunahme der Verbraucherkapitalbeteili-
gung im Bereich erneuerbarer Energien hat die Europäische Kommission im Rah-
men der EU-Industriestrategie das „Industrielle Ökosystem für Bürgernähe 
und Sozialwirtschaft“ ins Leben gerufen, um den Beitrag der Sozialwirtschaft zum 
grünen Wandel zu stärken. Für beide Politikfelder bestehen vielversprechende Syner-
gien mit MAB: 

• Es gibt keine rechtlichen Barrieren für die Kombination von Mitarbeiter- und Verbrau-
cherkapitalbeteiligung, da die grundlegenden Mechanismen des Unternehmensrechts, 
der Unternehmensführung sowie steuerlicher und anderer Anreize in der Regel iden-
tisch sind. 

• Ein Beispiel für ein Modell, das bereits die Kombination von Mitarbeiter- und Verbrau-
cherkapitalbeteiligung voraussetzt, ist das französische Modell der Genossenschaft von 
kollektivem Interesse (société coopérative d'intérêt collectif (SCIC)). 

• In der Welt der erneuerbaren Energien wurden Verbraucherkapitalbeteiligungspläne 
(Consumer Stock Ownership Plans (CSOPs)) eingeführt, die ein Governance-Modell zur 
finanziellen Beteiligung bereitstellen, das ein treuhänderisches Element – ähnlich den 
ESOPs für MAB – beinhaltet. 

Daher sollten die Potenziale für Miteigentum von Mitarbeiter am Arbeit gebenden Un-
ternehmen und für Miteigentum von Verbrauchern an den sie beliefernden Versorgungs-
unternehmen sich gegenseitig inspirieren und möglicherweise im Rahmen eines gemein-
samen Ansatzes nutzbar genutzt werden.  
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Länderinformationen  

Die 29 Länderprofile (Teil 2 des Berichts) haben die folgende identische Struktur, um 
einen Vergleich zu ermöglichen: 

a) Allgemeine Einstellung  
b) Rechtlicher und steuerlicher Rahmen 

aa) Mitarbeiterkapitalbeteiligung  
bb) Gewinnbeteiligung  
cc) Beteiligung an der Entscheidungsfindung 

Sie sind auch online über das “Virtual Centre for EFP” verfügbar, ein im Rahmen des 
Pilotprojekts für die GD MARKT im Jahr 2014 entwickeltes und finanziertes Online-Tool, 
(untenstehender Screenshot ist ein Beispiel dafür, wie dieses Online-Tool in die Web-
sites von Partnerorganisationen eingebettet ist; der iframe ist auf Anfrage erhältlich).  
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